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Italienisch–einAuslaufmodell?
MartinHuser undRafael Keusch – beides Landräte und Lehrer –
stellen Fragen zur Zukunft der Fremdsprachen anUrner Schulen.

Carmen Epp

Seit dem Jahr 1994, also bereits
seit fast 30 Jahren,wird imKan-
ton Uri an den Primarschulen
Italienisch unterrichtet. An der
Landratssession vonMittwoch,
8.Februar, nahmen sich nun
zwei Lehrer mit einer Interpel-
lation dem Thema an: Martin
Huser (SVP, Unterschächen)
undRafaelKeusch (CVP/Mitte,
Altdorf).

Anders als die anderenKan-
tone habe man sich im Kanton
Uri dafür entschieden, Italie-
nisch als zweite Landessprache
in der Primarschule einzufüh-
ren. «Diesen Entscheid von da-
mals kann ich heute noch nach-
vollziehen, sindwirdochdirekte
Nachbarn von unserem italie-
nischsprachigen Südkanton»,
hielt Huser imRat fest.

Frühenglischverdrängt
Italienisch
Lange Zeit war Italienisch obli-
gatorisch imStundenplander 5.
und 6.Primarklassen. Mit der
EinführungdesFrühenglisch in
der 3.Primar im Schuljahr
2005/06 fand man Italienisch
nurnochalsWahlpflichtfach im
Stundenplan der Mittelstufe 2.
«Diese Statusänderung bedeu-
tete für die Schulkinder, dass

Italienisch fortan nur noch für
Kinder vorgesehen war, welche
indenHauptfächernMathema-
tik und Deutsch keine markan-
ten Schwierigkeiten hatten»,
führteHuser aus.Zudemwurde
die Führung einer Italienisch-
gruppe an eine Mindestanzahl
von5SchülerinnenundSchüler
gekoppelt. «Das führtenatürlich
dazu, dass an kleinen Schulen
Italienisch teilweise gar nicht
angeboten werden konnte», so
Huser, selber Primarlehrer in
Unterschächen, weiter.

Nach der anfänglichen Aus-
bildungsoffensive seien ange-
hende Lehrpersonen im Rah-
men ihrer Ausbildung im Leh-
rerseminar aufdasUnterrichten
dieser Fremdsprache vorberei-
tet worden.Nun aber haben ge-
mäss Auskunft der Pädagogi-
schenHochschule (PH)Schwyz
die Absolventinnen und Absol-
ventenheutekeineMöglichkeit,
im Bachelor-Lehrgang eine
Lehrbewilligung für das Fach
Italienisch zuerwerben.Dashat
die beiden Landräte dazu be-
wegt, dem Regierungsrat fol-
gende Fragen zu stellen:

— Wie beurteilt der Regie-
rungsrat das Risiko, dass über
kurzoder langkeineausgebilde-
ten Lehrpersonen für das Fach

Italienisch zur Verfügung ste-
hen?
— Wie viele Schülerinnen und
Schüler imKantonUri entschie-
den sich inden letzten Jahren je-
weils für das Wahlpflichtfach
Italienisch?
— Wie viele Schülerinnen und
SchülernutzendasAngebot Ita-
lienisch auf derOberstufe?
— Wäre ein Angebot eines
Wahlpflichtfachs Italienisch,
analogderPrimarstufe, auchauf
derOberstufemöglich?
— Wie viele Lehrpersonen im
Kanton Uri können (theore-
tisch/praktisch) Italienisch
unterrichten?
— Sieht der Regierungsrat eine
Möglichkeit, dass an den päda-
gogischen Hochschulen der
Zentralschweiz ein Modul für
dasUnterrichtendesFaches Ita-
lienisch angeboten werden
könnte oder sieht der Regie-
rungsrat andere zielführende
Varianten?
— Wenn Italienisch wegfallen
wird, kommt – so sicher wie das
Amen in der Kirche – das Fach
Französisch obligatorisch für
alle Schülerinnen und Schüler
abder5.Klasse,MitwelchenZu-
satzkosten wäre für die Ausbil-
dungderLehrpersonenunddie
Anschaffung geeigneter Lehr-
mittel zu rechnen?

SP-Landrathinterfragt
Steuerpraxis
WerErgänzungsleistungen erhält, muss durch
eine neue Praxis inUri trotzdemSteuern zahlen.

Florian Arnold

Wer trotz AHV- oder IV-Rente
Schwierigkeiten hat, seinenLe-
bensunterhalt zubestreiten, der
darf im Kanton Uri auf Ergän-
zungsleistungen zählen. Aller-
dingsmüssendiesePersonen in
Uri auch Steuern zahlen. Früher
konnten solche Menschen in
Uri jeweils die Versicherungs-
prämien vom Einkommen ab-
ziehen. Seit der Einführung
der elektronischen Steuererklä-
rung ist dies jedoch nicht mehr
der Fall.

Bemerkenswert an der Sa-
che: Am Recht hat sich nichts
verändert, nur an der Praxis.
«Seit Umsetzung der digitalen
Steuererklärung wendet das
Amt für Steuern die geltende
Rechtspraxis für alle an, wo-
durch es nun bei Urnerinnen
undUrnernmitErgänzungsleis-
tungen zu einer Einkommens-
steuerpflicht kommt», hält Sa-
muel Bissig (SP, Schattdorf) in
einer Interpellation fest. Die
entstandenenKosten fürdieEr-
gänzungsleistungen holt der
Kanton somit mit den Steuern
wieder herein. Bissig spricht
deshalb von einem Nullsum-
menspiel.Der Schattdorfer
Landrat hinterfragt nun diese
Praxis.Erwill vonderRegierung

wissen, warum in Vergangen-
heit nichtdasgeltendeRechtan-
gewendet wurde und wieso es
nunzurPraxisänderungkam.Er
erkundigt sichauchdanach,wie
die Regierung zu diesem Um-
standstehtundobsie sichdieser
Auswirkungenbewusstwar.Zu-
dem stellt Bissig die Frage, wel-
che Ansätze möglich seien, die
nun aktuelle Praxis abzulösen.
Er denkt dabei andieErhöhung
derSozialabzüge, daran,dieRe-
gelung fürSteuererlass anzupas-
senoderdieErgänzungsleistun-
gen zu erhöhen.

Bissig streicht heraus, sein
Vorstoss sei nicht als Kritik an
den Steuerbehörden zu verste-
hen. In seinemVerständnis sei-
en die Ergänzungsleistungen
eineArt Sozialhilfe für Renten-
bezügerinnen und -bezüger.
«Nun werden die Menschen
dazu verpflichtet, von ihremge-
ringen Einkommen, welches
nur die Existenz zu sichern ver-
mag, wiederum etwas an den
Staat zurückzuzahlen.»Weroh-
nehin schon am Existenzmini-
mum lebe, müsse durch die
neuePraxis über dieKopfsteuer
hinaus Einkommenssteuern
bezahlen. So werde das Exis-
tenzminimumdurchdie zusätz-
liche Steuerbelastung unter-
schritten.

FDP-Landratwill
Tourismusleitbild
Vorstoss Der Urner Regie-
rungsrat hat seit dem Jahr 2012
gemäss demKantonalen Richt-
plan den Auftrag, ein Touris-
musleitbild für Uri zu erstellen.
«Dieser Auftrag ist behörden-
verbindlich undwurde aber lei-
der bis heute nicht erarbeitet»,
gab André Hafner (FDP, Seelis-
berg) gestern im Landrat zu be-
denken. Er hat deshalb zusam-
menmit SamuelBissig (SP/Grü-
ne, Schattdorf), Franz Christen
(CVP/Mitte, Schattdorf) und
PascalArnold (SVP,Flüelen) ein
Postulat eingereicht.

Damit soll derRegierungsrat
aufgefordertwerden, einkanto-
nales Tourismusleitbild und
eine Urner Tourismusstrategie
für den ganzen Kanton zu er-
arbeiten. Dies in Zusammen-
arbeit mit den Tourismusorga-
nisationen,denGemeindenund
den touristischen Leistungsträ-
gern und mit Einbezug der lau-
fendenkantonalenStrategieent-
wicklungen wie Umwelt, Nach-
haltigkeit, ITundweiterem.Bei
der Erarbeitung sollen auch die
neue Wertschöpfungsstudie
und die zwei verschiedenen Fi-
nanzierungssysteme mitein-
fliessen. «DerTourismus ist ein
wichtiger Wirtschaftszweig im
KantonUri. Erwirdbei richtiger
Lenkung und Umsetzung noch
viel mehr zur finanziellen
Sicherheit im Kanton beitra-
gen», zeigte sich André Hafner
überzeugt. (eca)

AuchMotionär fordertPersonenlift
MarcoRoeleven (FDP, Altdorf) stellt sich auf den Standpunkt verschiedener Verbände, die beimKantonsbahnhof Altdorf einenLift fordern.

Manuel Kaufmann

Seit seiner Eröffnung im De-
zember 2021 gibt der Kantons-
bahnhofAltdorf zu reden.Denn
während imganzenKantonBus-
haltestellen umgebaut werden,
damit sie bis Ende 2023 behin-
dertengerecht sind – so schreibt
es das Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BehiG) vor –, wird
genau dieser Aspekt beim neu
gebauten Bahnhof bemängelt.

Die neueWendelrampe, die
alsAlternative zurTreppe insbe-
sondere für Rollstuhlfahrende
wichtig ist, sei zu steil. Dies be-
haupteten im letzten Herbst
acht Organisationen in einem
offenen Brief an die Urner Re-
gierung. Eswaren dies:

— die Stiftung Behindertenbe-
triebeUri (SBU);
— Insos Zentralschweiz, der
Branchenverband der Dienst-
leister fürMenschenmitBehin-
derung;
— CuravivaUri;
— die Konferenz für Behinder-
tenfragenUri (Kobur);
— Pro SenectuteUri;
— Pro Infirmis,Geschäftsstelle
Uri, Schwyz, Zug;
— das Schweizerische Rotes
Kreuz (SRK);
— TourismusUri.

Gemeinsam forderten sie den
RegierungsratzumHandelnauf.
«FürmobileMenschenmag die
Wendelrampe amAufgang zum
Bahnhof Ost hilfreich sein. Für

Menschen mit eingeschränkter
Mobilitäthingegenist sieschlicht
unüberwindbar», so der Wort-
laut. Die Rampen seien so steil,
dass sie für viele Leute ein Hin-
dernisdarstelltenund inderPra-
xis oft nicht benützbar seien.
«Insbesondere Menschen mit
Gehhilfen haben Angst, die
Rampe zu benutzen. Für unbe-
gleiteteMenschenmit Rollstüh-

len ohne Elektromotor ist die
Auffahrt zu steil und zu lang.»
BeimKantonsbahnhofseiumge-
hend ein Personenlift einzubau-
en,hiesses indemoffenenBrief.

Landrat fordertProjekt
vonderRegierung
Dieser Meinung ist auch Land-
rat Marco Roeleven (FDP, Alt-
dorf). Mit einer Motion beauf-

tragt er nun den Regierungsrat,
verschiedeneMöglichkeiten zur
Verbesserung des Zugangs mit
Menschen mit eingeschränkter
Mobilität zudenPerrons zuprü-
fen und dem Landrat ein kon-
kretes Projekt zu unterbreiten.
Unterstützt wird Roeleven von
denZweitunterzeichnendenCé-
lineHuber (CVP/Mitte,Altdorf)
und Samuel Bissig (SP, Schatt-

dorf). Die Wendeltreppe ent-
spreche zwar den gesetzlichen
Vorgaben, doch in der Praxis
habe sie sich «oft als nicht be-
nutzbar erwiesen». Die Rampe
sei für gewisse Menschen un-
überwindbar und schliesse die-
se somit vonderBenützungdes
Bahnhofes und damit vom öf-
fentlichenVerkehrsangebot aus.
Massnahmen sind für den Mo-

tionär deshalb unabdingbar.
Barrierefrei seien bauliche An-
lagen und Verkehrsmittel nur
dann, wenn sie für Menschen
mitBehinderungen inder allge-
mein üblichen Weise ohne be-
sondereErschwernis oder frem-
de Hilfe zugänglich sei. Insbe-
sondere öffentliche Bauten
seien lautRoeleven so zugestal-
ten,dassdievolleTeilnahme für
alle Bürgerinnen und Bürger
möglich sei. Die öffentliche
Hand als Bauherrschaft habe
hier vor allem bei Neubauten
einebesondereVorbildfunktion.

Regierungäusserte
bereitsBedenken
Bereits im letzten Herbst sagte
derUrnerVolkswirtschaftsdirek-
torUrbanCamenzindgegenüber
«CHMedia», dass er die Forde-
rungen der Verbände nachvoll-
ziehen könne. Laut Camenzind
seidenSBBbeimBauderRampe
bewusst gewesen, «dass man
sich eher am unteren Level des
gesetzlichVorgeschriebenenbe-
wegt». Der Regierungsrat äus-
serte aber Bedenken: «Unser
Stand ist, dass die SBB nicht be-
reit sind,denAltdorferKantons-
bahnhofmit einemPersonenlift
nachzurüsten.» Auch, ob der
Einbau von Personenliften im
Nachhineinmöglich ist, seinicht
klar. Ausserdem müsste man
einenanderenGeldgeberfinden,
da die SBB aufgrund der gesetz-
lichen Voraussetzungen wohl
nicht für die Lifte aufkommen
müssten, sagteCamenzind.Die Steigung beim Aufgang Ost des Kantonsbahnhofs beträgt zwölf Prozent. Bild: Florian Arnold (Altdorf, 6. April 2022)
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